
Eignerstrategien unter der Lupe
Anpassungen Die Eignerstrategien der zehn öffentlichen Unternehmen im Bildungs- und 
Kulturbereich waren strukturell unterschiedlich aufgebaut und zudem der Public-Gover-
nance-Code noch nicht enthalten. Deshalb passte Regierungsrätin Aurelia Frick diese an.
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Der Landtag nahm gestern die über-
arbeiteten Eignerstrategien der Uni-
versität, der Kunstschule, der Musik-
schule, der Stiftung Erwachsenenbil-
dung, der Agentur für Internationale 
Bildungsangelegenheiten, des Lan-
desmuseums, des Kunstmuseums, 
der Landesbibliothek, der Kulturstif-
tung sowie dem Entwicklungsdienst 
in gekürzter Beratung zur Kenntnis. 
Begrüsst wurde dabei beispielswei-
se, dass sich die Lohnstruktur dieser 
Organisationen an jener der Landes-
verwaltung orientieren müsse. Aus-
nahme ist hierbei die Universität, 
die sich dem internationalen Wett-
bewerb um Professoren stellen müs-
se, wie der FBP-Abgeordnete Rainer 
Gopp in Richtung des Abgeordneten 
Wolfgang Marxer (FL) meinte, der 
diese Ausnahmeregelung zuvor hin-

terfragt hatte. Verwundert waren ei-
nige Politiker dagegen über den Zeit-
punkt der Anpassungen, da im 
Frühsommer eine Motion behandelt 
wird, welche vermutlich Änderun-
gen im Öffentliche-Unternehmen-
Steuerungs-Gesetz (ÖUSG) zur Folge 
haben wird. Die zuständige Regie-
rungsrätin Aurelia Frick führte aus, 
dass Handlungsbedarf bestanden 
habe. Zudem hätten Gespräche so-
wie Schulungen mit den Stiftungsrä-
ten stattgefunden, was die Zusam-
menarbeit enorm verbessert habe 
und eine gute Basis gewesen sei, die 
Eignerstrategien effizienter zu ge-
stalten. «Solch eine Vorlage kommt 
nie zu früh, höchstens zu spät», 
meinte auch der stellvertretende Ab-
geordnete Thomas Rehak (DU). 
In einem weiteren Traktandum nah-
men die Abgeordneten zudem die 
ebenfalls angepasste Eignerstrategie 

der AHV-IV-FAK-Anstalten zur 
Kenntnis. Diese sieht nun statt eines 
Monitoringgremiums einen Inter-
ventionsmechanismus vor. Dem-
nach ist die Regierung dazu ver-
pflichtet, spätestens alle fünf Jahre 
ein versicherungstechnisches Gut-
achten erstellen zu lassen, aus wel-
chem die zukünftige Entwicklung 
des AHV-Vermögens für die nächs-
ten 20 Jahre hervorgeht. Sinkt dieses 
unter das Fünffache der Jahresaus-
gaben, muss die Regierung dem 
Landtag Massnahmen vorschlagen, 
um das Vermögen wieder zu stabili-
sieren. Damit werde verhindert, 
dass die «heisse Kartoffel» von Le-
gislatur zu Legislatur weitergereicht 
werde, ohne dass Massnahmen zur 
Sicherung des AHV-Vermögens er-
griffen werden, erläuterte Gesell-
schaftsminister Mauro Pedrazzini 
die wesentliche Änderung.


